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Drucksachen

des Abgeordnetenhauses von Berlin

Ausgegeben am 10. 3.1961 Kl. Wahlperiode Nr.875
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Vorlage — zur Kenntnisnahme —
gemäß Artikel 47 (l) der Verfassung von Berlin
über Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplanes X-57
für das Gelände
an der Westseite des Teltower Dammes
zwischen Teichstraße und Laehrstraße
im Bezirk Zehlendorf

Wir bitten, gemäß Artikel 47 (l) der Verfassung von Berlin
die nachstehende, vom Senator für Bau- und Wohnungs-
wesen erlassene Verordnung zur Kenntnis zu nehmen:

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplanes X-57

für das Gelände
an der Westseite des Teltower Dammes
zwischen Teichstraße und Laehrstraße

im Bezirk Zehlendorf.

Vom 27. Februar 1961.

Auf Grund des § 17 Abs. 5 des Gesetzes über die städte-
bauliche Planung im Lande Berlin (Planung-sgesetz) vom
22. August 1949 in der Fassung vom 22. März 1956 (GVB1.
S. 272) wird verordnet:

§ l

Der Bebauungsplan X-57 vom 11. Januar 1960 mit Deck-
blatt vom 2. Februar 1961 für das Gelände an der West-
seite des Teltower Dammes zwischen Teichstraße und
Laehrstraße im Bezirk Zehlendorf wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplanes kann beim Bezirks-

amt Zehlendorf, Abteilung- Bau- und Wohnungswesen, Amt
für Vermessung-, beglaubigte Abzeichnungen des Bebau-
ungsplanes können beim Bezirksamt Zehlendorf, Abteilung
Bau- und Wohnungswesen, Amt für Stadtplanung und Bau-
aufsichtsamt, während der Dienststunden kostenfrei ein"
gesehen werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung

im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
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A. Begründung:

I. Veranlassung des Planes
Das Gelände ist in 'der vorbereitenden Bauleitplanung

- Baunutzungsplan (ABI. 1959 S. 50) - als allg'emeines
Wohngebiet, Baustufe 11/3 au'sg-ewiesen. Der Bebauungs-
plan w^urde aufgestellt, um den Eigentümern unter Beibe-
h'altung 'der vorhandenen Grundstücksgrenzen eine gleich
große Ausnutzung- ihrer Grundstücke zu ermög-lichen und
eine vertretbare städteb'auliohe Lösung- zu sichern.

II. Inhalt des Planes

Alle Grundstücke 'befinden sich im privaten Eigentum.
Es wurden überwiegend 3geschossige Zeilenb'auten mit
reiner Wohnnut'zung parallel zu den ang-renzen'den Straßen
festgesetzt. Ausgenom'men hiervon sind die Grun'dstücke
Teltower Damm 134 und 136 und Heimat 66-66 a, die als
allgemeines Wohngebiet ausg-ewiesen wurden. Auf den ge-
nannten Gruadsfüoken am Teltower DamiTi soll die Mög'lich-
keit g-eg-eben isein, einig'e Läden zu errichten. Auf dem der
Katholischen Kirchengemeinde g-ehörenden Grundstück
Heimat 66-66 a kann ein Pfarrhiaus mit Pfarrb'üro errichtet
werden. An Stelle von früher rund 20 mög'lichen Ein-
familienhäusern werden 'durch die Festsetzun'g' des Be-
bauun'g'splane's 120 Mietwohnung'en ermöglicht. Garagen-
bauplätze sind in ausreichender Anzahl vorgesehen.

An den Straßenbegrenzungslinien wurden bis auf zwei
Ecka'brundungen keine Änderungen vorg-enommen. Die der
Planung- nicht mehr entsprechenden Baufluchtlinien aus den
Jahren 1913, 1928 und 1938 wurden aufgehoben.

III. Verfahren

Der Bebauungsplan hat gemäß § 3 Abs. l 'des Planungs-
gesetzes den Behörden und Dienststellen, deren Belang-e
berührt werden, zur Stellungnahme vorg'eleg'en. Einwen-
dung-en wurden nicht erhoben.

Die Bezirksverordnetenversammlung- des Bezirks Zehlen-
darf hat dem QBebauungsplan am 24. Februar 1960 zuge-
stim'mt.

Der Bebauung-splan ist g-emäß § 17 Abs. 3 des Planung's-
g-esetzes in der Zeit vom 11. April 1960 bis 11. Mai 1960 zu
jedermanns Einsicht ausgelegt worden. Während. der Aus-
legung'sfrist haben fristgemäß Einwendungen erhoben:
l. Ehepaar Kurt und Else Graf als Eig-entümer des Grund-

Stücks Teltower Damm 136 mit Schreiben vom 2. Mai
1960.

2. Gehag, Gemeinnützige Heimstätten-Aktienge'sellschaft,
als Eigentümer des Grundstücks Heimat 64 mit Schrei-
iben vom 11. Mal 1960.

Zu l:

Die Einwendungen 'des Ehepaares Graf richten sich nicht
g'eg'en. die Aussag-en des Beb'auungsplanes. Es wird mit-
geteilt, daß 'das auf 'dem Grundstück betriebene Kohlen-
handelsg-eschäft die Existenzg'rundlag'e des Ehepaares sei.
Eine Aufgabe oder Verlagerung des Geschäftes sei nicht
beabsichtig-t. Dazu ist festzustellen, daß 'die am 9. Januar
1954 erteilte 'biaupolizeiliche Genehmigung für die Binrich-
tung des Kohlenlagers in 'der ehem'alig-en Scheune nur unter
dem Vorbehalt des jederzeit 'zulässigen Widerrufs erteilt
wurde. Wegen 'der vor 'der toisherig'en Baufluchtlinie stehen-
den Scheune ist 'den Big'en.tümern in 'der Wohnsiedlung-s-
g'enehmig'ung' vom 5. Dezember 1953 die von ihnen aner-
kannte Auflage erteilt worden, daß die Scheune in Falle
einer Neu'bebauung der betreffenden Trennstüc'ke zu be-
seitigen sei. Diese Genehmig'ungisbeschränfcung'en gelten
auch weiterhin und werden durch die Festsetzungen des
Be'b'auungsplanes nicht berührt. Im übrig-en sind hinsicht-
lich der späteren baulichen Nutzung des Grundstücks durch
den Bebauungspl'an keine Veränderungen eing-etreten. Art
und Maß der Nutzung: stimmen mit der vorbereitenden Bau-
leitplanung - Baunutzungsplan - überein.jjDie Einwendungen
mußten hiernach unberücksichtigt tolei^en.

Zu 2:
Den Einwendungen der Gehag wurde durch Anfertigung

eines Deckblattes zum Beb'auung'spl'an entsproohen. Die
Gehag hat idaraufhin ihre Einwendungen mit Schreiben vom
28. Aug-ust 1960 zurückgezog'en.

B. Rechtsgrundlage:

Gesetz über die städtebauliche Planung im Lande Berlin
(PIanungsgesetz) vom 22. August 1949 in der Fassung vom
22.März 1956 (GVB1. S. 272).
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C. Haushaltsmäßige Auswirkungen:
Keine.

Berlin, den 4. März 1961

Der Senat von Berlin

Brandt

Reg. Bürgermeister

Schwedler
Senator

für Bau- und Wohnungswesen
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